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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Rücknahme der Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache M.7342 — Alcoa/Firth Rixson)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2014/C 366/01)

(Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates)

Am 11. September 2014 ist die Anmeldung des geplanten Zusammenschlusses zwischen Alcoa Inc. („Alcoa“, Vereinigte 
Staaten) und Firth Rixson (Vereinigtes Königreich) bei der Kommission eingegangen. Am 8. Oktober 2014 unterrich­
tete(n) der/die Anmelder die Kommission über die Rücknahme der Anmeldung.
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

15. Oktober 2014

(2014/C 366/02)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,2666

JPY Japanischer Yen 135,50

DKK Dänische Krone 7,4453

GBP Pfund Sterling 0,79570

SEK Schwedische Krone 9,2003

CHF Schweizer Franken 1,2072

ISK Isländische Krone  

NOK Norwegische Krone 8,3800

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 27,545

HUF Ungarischer Forint 306,46

LTL Litauischer Litas 3,4528

PLN Polnischer Zloty 4,2081

RON Rumänischer Leu 4,4148

TRY Türkische Lira 2,8772

AUD Australischer Dollar 1,4527

Währung Kurs

CAD Kanadischer Dollar 1,4405

HKD Hongkong-Dollar 9,8240

NZD Neuseeländischer Dollar 1,6150

SGD Singapur-Dollar 1,6173

KRW Südkoreanischer Won 1 345,25

ZAR Südafrikanischer Rand 14,0336

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 7,7601

HRK Kroatische Kuna 7,6610

IDR Indonesische Rupiah 15 483,49

MYR Malaysischer Ringgit 4,1489

PHP Philippinischer Peso 56,878

RUB Russischer Rubel 51,6883

THB Thailändischer Baht 41,180

BRL Brasilianischer Real 3,0617

MXN Mexikanischer Peso 17,0548

INR Indische Rupie 77,8009

(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN

Angaben der Mitgliedstaaten zur Schließung von Fischereien

(2014/C 366/03)

Gemäß Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung 
einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (1) wurde beschlossen, die Fischerei wie nachstehend beschrieben zu schließen:

Datum und Uhrzeit der Schließung 13.9.2014

Dauer 13.9.2014-31.12.2014

Mitgliedstaat Belgien

Bestand oder Bestandsgruppe HKE/8ABDE.

Art Europäischer Seehecht (Merluccius merluccius)

Gebiet VIIIa, VIIIb, VIIId und VIIIe

Typ des betreffenden Fischereifahrzeugs —

Laufende Nummer 48/TQ43

(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1.

Angaben der Mitgliedstaaten zur Schließung von Fischereien

(2014/C 366/04)

Gemäß Artikel 35 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates vom 20. November 2009 zur Einführung 
einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (1) wurde beschlossen, die Fischerei wie nachstehend beschrieben zu schließen:

Datum und Uhrzeit der Schließung 16.9.2014

Dauer 16.9.2014-31.12.2014

Mitgliedstaat Spanien

Bestand oder Bestandsgruppe BSF/8910

Art Schwarzer Degenfisch (Aphanopus carbo)

Gebiet EU- und internationale Gewässer von VIII, IX und X

Typ des betreffenden Fischereifahrzeugs —

Laufende Nummer 54/DSS

(1) ABl. L 343 vom 22.12.2009, S. 1.
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DEN EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSRAUM BETREFFENDE INFORMATIONEN

EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE

Aufforderung zur Abgabe von Stellungnahmen nach Teil I Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum 
Abkommen zwischen den EFTA-Staaten über die Errichtung einer Überwachungsbehörde und 
eines Gerichtshofs in Bezug auf eine mögliche staatliche Beihilfe durch Verpachtung einer zuvor 

von der NATO betriebenen Glasfaserleitung

(2014/C 366/05)

Mit Entscheidung Nr. 299/14/COL vom 16. Juli 2014, die nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung wiedergege­
ben wird, hat die EFTA-Überwachungsbehörde („Überwachungsbehörde“) ein Verfahren nach Teil I Artikel 1 Absatz 2 
des Protokolls 3 zum Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines 
Gerichtshofs eingeleitet. Die isländischen Behörden wurden durch Übersendung einer Kopie von dem Beschluss 
unterrichtet.

Die EFTA-Überwachungsbehörde fordert hiermit die EFTA-Staaten, die EU-Mitgliedstaaten und alle Beteiligten auf, ihre 
Stellungnahmen zu der betreffenden Maßnahme innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
an folgende Anschrift zu richten:

EFTA-Überwachungsbehörde
Registratur
Rue Belliard/Belliardstraat 35
1040 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

Die Stellungnahmen werden den isländischen Behörden übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme abgeben, können 
unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht bekanntgegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

1. Verfahren

Am 29. Juli 2010 ging bei der Behörde eine Beschwerde im Namen von Míla (1) über eine angebliche rechtswidrige 
Beihilfe ein, die vom Außenministerium Islands durch die Verpachtung zweier zuvor im Auftrag der Nordatlantikver­
trags-Organisation („NATO“) betriebener Glasfaserleitungen zum Zwecke der Nutzung und Betreibung gewährt worden 
sei. Die Behörde führte daraufhin im Zeitraum vom August 2010 bis November 2012 einen Schriftwechsel mit dem 
Beschwerdeführer und den isländischen Behörden.

Am 21. November 2012 nahm die Behörde die Entscheidung Nr. 410/12/COL an, in dem sie zu dem Ergebnis kam, 
dass die Verpachtung einer Glasfaserleitung durch die Verteidigungsagentur des Außenministeriums an Og fjarskipti 
(Vodafone Island) für Nutzungs- und Betreibungszwecke keine staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 61 des EWR-
Abkommens beinhalte.

Am 19. Februar 2013 erhob Míla beim EFTA-Gerichtshof eine Nichtigkeitsklage. Durch Urteil vom 27. Januar 2014 in 
der Rechtssache E-1/13 beschloss der EFTA-Gerichtshof, die Entscheidung der Behörde für nichtig zu erklären (2).

2. Beschreibung der Maßnahme

Im August 2007 wurde vom Außenministerium eine Arbeitsgruppe eingesetzt und mit der Aufgabe betraut, Vorschläge 
zur Straffung der Betreibung und Nutzung der Glasfaserleitung der NATO zu erarbeiten (3). Die Hauptziele der Arbeits­
gruppe bestanden darin, i) die Kosten im Zusammenhang mit der Betreibung und Instandhaltung der Faserleitungen zu 
senken, ii) den öffentlichen Zugang zu Hochgeschwindigkeitsverbindungen, insbesondere im ländlichen Raum Islands, zu 
verbessern und iii) auf dem Inlandsmarkt den Wettbewerb auf dem Gebiet der Datenübertragung anzukurbeln. Eine 
Ausschreibung der Pacht von zwei der drei Glasfasern wurde als der geeignetste Weg befunden, diese Ziele zu erreichen 
und günstige Angebote einzuholen.

(1) Das Kerngeschäft von Míla besteht im Aufbau und Betrieb von Telekommunikationsnetzen in Island.
(2) Rechtssache E-1/13, Míla ehf./EFTA-Überwachungsbehörde, 27.1.2014 (noch nicht veröffentlicht).
(3) Sie war zuvor unter Schirmherrschaft der US-Behörden von der Radar Agency (isländisch: Ratsjárstofnun) betrieben worden, wurde dann 

jedoch von der Verteidigungsagentur (isländisch: Varnarmálastofnun) übernommen. Die Radar Agency betrieb drei Glasfasern der unge­
fähr 1 800 km langen Achtfaserleitung, die rings um Island und dessen Nordwestregion verläuft.
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Im April 2008 schrieb das Staatliche Handelszentrum (isländisch: Ríkiskaup) die Nutzung und Betreibung von zwei der 
drei Glasfasern aus, die an zwei unabhängige Parteien verpachtet werden sollten; dabei bestand die Absicht, einen über 
zehn Jahre laufenden Pachtvertrag auszuhandeln. Die Frist für die Einreichung der Angebote lief am 19. Juni 2008 ab.

Unter Zugrundelegung der Ziele des Vorhabens wurden der Beurteilung der Angebote die folgenden Vergabekriterien 
zugrunde gelegt: i) „Förderung des Wettbewerbs“: 40 von 100 Punkten, ii) „Pachtkosten“: 15 Punkte, iii) „Aufnahme des 
Betriebs“: 10 Punkte, iv) „Erbringung von Leistungen“: 10 Punkte, v) „Anzahl fester Netzanschlusspunkte“: 15 Punkte 
und vi) „Einheitstarif für das gesamte Land“: 10 Punkte.

Im Ergebnis der Ausschreibung gingen fünf Angebote von vier unabhängigen Unternehmen ein. Alle vier Unternehmen, 
die Angebote eingereicht hatten, hatten das Kriterium der gebotenen technischen Leistungsfähigkeit für die Umsetzung 
des Projekts und auch die allgemeinen und finanziellen Anforderungen erfüllt. In Bezug auf die Vergabekriterien am 
besten abgeschnitten hatten die beiden Unternehmen Fjarski ehf. (92,18 Punkte) und Vodafone (89,67 Punkte). Mit die­
sen beiden Unternehmen wurden Verhandlungen aufgenommen. Aufgrund der Finanzkrise in Island, die im Herbst 
2008 einsetzte, begannen die Verhandlungen erst Ende 2009 und wurden dann Anfang 2010 zum Abschluss gebracht. 
Fjarski ehf. entschied sich jedoch, aus dem Projekt auszusteigen. Daher wurde ein Pachtvertrag mit Vodafone für nur 
eine der beiden Leitungen ausgehandelt.

Der Vertrag, der am 1. Februar 2010 zwischen Vodafone und der isländischen Verteidigungsagentur geschlossen wurde, 
sieht, wie in der Projektbeschreibung Nr. 14477 des isländischen Außenministeriums angegeben ist, die Benutzung einer 
Glasfaserleitung vor, die zu der aus acht Fasern bestehenden Glasfaserleitung von 1 800 km Länge gehört, die rings um 
Island verläuft. Die jährliche Pachtsumme wurde unter Zugrundelegung des Baukostenindex auf 19 150 000 ISK festge­
setzt. Die Vertragslaufzeit beträgt zehn Jahre. Der Preis, der für die Pacht der Fasern angesetzt wurde, sollte mindestens 
die staatlichen Betriebskosten decken.

Im Juli 2010 ging bei der Behörde eine Beschwerde vom Mila gegen den genannten Vertrag ein. Der Beschwerdeführer 
machte geltend, dass der vergebene Vertrag eine staatliche Beihilfe beinhalte, da der Pachtpreis für die Benutzung der 
Glasfaser erheblich unter dem Preis angesetzt sei, den ein Marktinvestor für angebracht halten würde. Außerdem behaup­
tet er, wenn lediglich die Betriebskosten der Fasern in Rechnung gestellt würden, werde der Pächter der finanziellen 
Belastung enthoben, die andere Unternehmen der Branche, darunter auch der Beschwerdeführer, normalerweise zu tra­
gen hätten. Insbesondere fehlten ein angemessener Beitrag zu den Festkosten und eine entsprechende Anlagenrendite. 
Darüber hinaus erklärt der Beschwerdeführer, durch die der Ausschreibung zugrunde gelegte Auswahlmethode sei Míla 
als die einzige Partei, die auf dem Markt tätig und deshalb per definitionem nicht in der Lage gewesen sei, die 
40 Prozentpunkte zu erhalten, die bei der Bewertung der Ausschreibung für „Förderung des Wettbewerbs“ vergeben 
wurden, praktisch aus dem Auswahlverfahren ausgeschlossen gewesen. Míla hatte bei der Ausschreibung nicht mitgebo­
ten, da das Unternehmen mit seinen eigenen fünf Fasern in der genannten Leitung bereits über ausreichende Kapazität 
verfügte. Damit Míla mit seinem potenziellen Gebot erfolgreich gewesen wäre, hätten die gebotenen Pachtkosten jedoch 
wesentlich höher liegen sein müssen als in den Geboten der anderen Parteien.

3. Stellungnahme der isländischen Behörden

Die isländischen Behörden machen geltend, die Verpachtung von NATO-Glasfasern sei keine staatliche Beihilfe, da die 
Auftragsvergabe dem Pächter keinen wirtschaftlichen Vorteil über die marktüblichen Bedingungen hinaus verschaffe, und 
erklären außerdem, die Maßnahme sei nicht mit der Inanspruchnahme staatlicher Mittel verbunden und stelle weder eine 
Wettbewerbsverfälschung dar, noch drohe sie den Wettbewerb zu verfälschen. Mit der Pacht und dem Ausschreibungs­
verfahren habe vielmehr auf dem Mietleitungsmarkt, wo es zum damaligen Zeitpunkt nur einen Marktteilnehmer gab, 
ein Infrastrukturwettbewerb ermöglicht werden sollen. Daher erfülle die Maßnahme nicht die Voraussetzungen für eine 
staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens.

4. Beihilferechtliche Würdigung

4.1. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe

Die Eigentumsrechte an den Glasfasern liegen bei der NATO; die isländische Regierung genießt jedoch den zwischen der 
NATO und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika geschlossenen Vereinbarungen entsprechend ein weit reiche­
ndes Nutzungsrecht und andere Betreiberrechte. In Anbetracht der Tatsache, dass nicht die Herkunft der Ressourcen, son­
dern das Ausmaß der Kontrolle durch die Behörde der maßgebliche Faktor ist, kann das Vorliegen staatlicher Mittel nicht 
ausgeschlossen werden. Nach Auffassung der Behörde kann daher davon ausgegangen werden, dass die Pacht der Glasfaser 
mit einem Transfer staatlicher Mittel im Sinne des Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens verbunden ist.

Eine Begünstigung im Sinne des Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens ist jeder wirtschaftliche Vorteil, den ein 
Unternehmen unter marktüblichen Bedingungen nicht erlangt hätte und durch den es in eine günstigere Lage versetzt 
wird als seine Mitwettbewerber. Für ihre Einschätzung, ob eine Behörde wie ein privater Wirtschaftsteilnehmer gehandelt 
hat, haben die europäischen Gerichte den „Grundsatz des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers“ (1) entwickelt, 
der im Wesentlichen besagt, dass staatliche Beihilfen immer dann gewährt werden, wenn ein Staat für ein Unternehmen 
Mittel bereitstellt, die normalerweise von einem privaten Anleger, der die üblichen wirtschaftlichen Kriterien anlegt,

(1) Siehe beispielsweise T-2/96 und T-97/96, Neue Maxhütte Stahlwerke und Lech-Stahlwerke/Kommission, Slg. 1999, II-17, Randnr. 104, sowie 
T-228/99 und T-233/99, Westdeutsche Landesbank Girozentrale und Land Nordrhein-Westfalen/Kommission, Slg. 2003, II-435.
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nicht bereitgestellt worden wären. Ein eng hiermit im Zusammenhang stehender Begriff ist der Private-Vendor-Test, dessen 
Zweck in einer Beurteilung dessen besteht, ob bei einem Verkauf oder einer Verpachtung von Vermögensgegenständen 
durch eine öffentliche Stelle staatliche Beihilfen im Spiel sind, was mittels Prüfung der Frage geschieht, ob ein privater Ver­
käufer unter marktüblichen Bedingungen den gleichen oder einen besseren Preis erzielt hätte. Nach ständiger Rechtspre­
chung können die einzelstaatlichen Behörden öffentliche Ausschreibungen nutzen, um den Marktpreis festzulegen und 
dafür zu sorgen, dass ein Verkauf zu marktüblichen Bedingungen erfolgt (1). Ob marktübliche Bedingungen eingehalten 
wurden und ob die Pachtsumme dem marktüblichen Preis entspricht, lässt sich über bestimmte Näherungswerte ermitteln. 
Das wichtigste Auswahlkriterium sollte der höchste Preis sein, gleichzeitig sind jedoch auch die geforderten vertraglichen 
Vereinbarungen und weitere Elemente, die den Wert der Glasfasern betreffen, in Betracht zu ziehen (2).

Der Beschwerdeführer und die isländischen Behörden haben anscheinend unterschiedliche Sichtweisen. Die isländischen 
Behörden erklären, es seien die üblichen Vorschriften zur öffentlichen Auftragsvergabe eingehalten worden, die Ausschrei­
bung sei ordnungsgemäß veröffentlich worden, und allen Parteien, die die allgemeinen, die finanziellen und die technischen 
Anforderungen erfüllten, habe die Teilnahme freigestanden. Zudem machen die isländischen Behörden geltend, dass das 
Kriterium für die Auswahl der Gebote bei allen potenziellen Bietern in der gleichen Weise angewendet wurde. Somit seien 
Gleichheit und fairer Wettbewerb gewährleistet gewesen. Der Beschwerdeführer hält dem jedoch entgegen, dass die Aus­
wahlmethode, die der Ausschreibung zugrunde gelegen habe, fehlerhaft gewesen sei und dass das Kriterium des Preises bzw. 
der Pachtsumme lediglich einem unbedeutenden Anteil von gerade einmal 15 % entsprochen habe.

Der EFTA-Gerichtshof, der davon ausging, dass die Behörde in ihrer Entscheidung den Grundsatz des marktwirtschaft­
lich handelnden Kapitalgebers angewandt habe, vertrat die Auffassung, dass die Zuschlagskriterien der Ausschreibung 
nicht als Auswahlkriterien erschienen, die für einen privaten Anbieter im Rahmen einer Pachtausschreibung relevant 
seien. Vom Preis abgesehen, schienen sich in den übrigen Kriterien ordnungspolitische und regulatorische Erwägungen 
widerzuspiegeln, die ein privater Anleger nicht als wesentlich ansehen würde.

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hat die Behörde Zweifel in Bezug auf die Zuschlagskriterien des 
Ausschreibungsverfahrens und ist nicht überzeugt, dass im Ausschreibungsverfahren ein zuverlässiger Näherungswert zur 
Bestimmung des Marktpreises zum Einsatz kam. Daher kann die Behörde nicht ausschließen, dass die zu beurteilende Maß­
nahme eine staatliche Beihilfe beinhaltet. Wenn die Behörde Zweifel hegt, muss sie das förmliche Prüfverfahren eröffnen.

4.2. Vereinbarkeit der Beihilfe

Nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c des EWR-Abkommens können „Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser 
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete“ als mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar angesehen werden, 
soweit sie die Handelsbedingungen und den Wettbewerb im EWR nicht in einer Weise verändern, die dem gemeinsamen 
Interesse zuwiderläuft. Von den isländischen Behörden wurden jedoch keine hinreichenden Argumente vorgelegt, die deut­
lich gemacht hätten, dass die in Frage stehende staatliche Beihilfe als mit Artikel 61 Absatz 3 des EWR-Abkommens verein­
bar angesehen werden könnte. Sie verwiesen zwar auf das Ziel der Maßnahme, den Breitbandzugang der Öffentlichkeit in 
Fördergebieten zu verbessern, legten jedoch keine Unterlagen zur Begründung dieser Argumentation vor.

Die isländischen Behörden machten darüber hinaus geltend, wenn die Behörde die Verpachtung der Glasfasern als staatli­
che Beihilfen ansehe, erfülle diese die Voraussetzungen eines Ausgleichs für eine Dienstleistung von allgemeinem wirt­
schaftlichen Interesse nach Artikel 59 Absatz 2 des EWR-Abkommens. In Anbetracht der ihr vorliegenden Informatio­
nen kann die Behörde zum gegenwärtigen Zeitpunkt jedoch keine Vereinbarkeit der Maßnahme auf dieser Grundlage 
erkennen. Sie fordert daher die isländischen Behörden auf, hierzu weitere Informationen vorzulegen.

Nach ihrer vorläufigen Beurteilung hegt die Behörde somit Zweifel, ob die Glasfaserpacht zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
als mit Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c des EWR-Abkommens vereinbar angesehen werden kann. Die Behörde fordert 
daher die isländischen Behörden auf, ihre Argumente zum Nachweis dessen vorzulegen, dass die Pacht als mit Artikel 61 
des EWR-Abkommens vereinbar gelten kann.

5. Fazit und Aufforderung zur Abgabe von Stellungnahmen

Aufgrund der vorstehenden Erwägungen hat die Überwachungsbehörde beschlossen, das förmliche Prüfverfahren nach 
Teil I Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Abkommen zwischen den EFTA-Staaten über die Errichtung einer Über­
wachungsbehörde und eines Gerichtshofs in Bezug auf eine mögliche staatliche Beihilfe durch Verpachtung einer zuvor 
von der NATO betriebenen Glasfaserleitung einzuleiten.

Beteiligte werden aufgefordert, ihre Stellungnahmen zu den Maßnahmen binnen eines Monats nach Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union zu übermitteln.

Nach Artikel 14 des Protokolls 3 können alle rechtswidrigen Beihilfen von den Empfängern zurückgefordert werden.

(1) Siehe C-214/12 P, C-215/12 P und C-223/12 P, Land Burgenland/Europäische Kommission  (noch nicht veröffentlicht), Randnr. 93, und 
C-214/07, Kommission/Frankreich, Slg. 2008, I-8357, Randnrn. 59-60.

(2) T-268/08 und T-281/08, Land Burgenland und Österreich/Kommission, Slg. 2012, II-0000.
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EFTA SURVEILLANCE AUTHORITY DECISION

No 299/14/COL

of 16 July 2014

to initiate the formal investigation procedure into potential aid through the lease of an optical 
fibre previously operated on behalf of NATO

(Iceland)

THE EFTA SURVEILLANCE AUTHORITY (‘the Authority’),

HAVING REGARD to the Agreement on the European Economic Area (‘the EEA Agreement’), in particular to Article 61 
and Protocol 26,

HAVING REGARD to the Agreement between the EFTA States on the Establishment of a Surveillance Authority and 
a Court of Justice (‘the Surveillance and Court Agreement’), in particular to Article 24,

HAVING REGARD to Protocol 3 to the Surveillance and Court Agreement (‘Protocol 3’), in particular to Article 1(2) of 
Part I, and Article 4(4) and Article 6 of Part II,

WHEREAS:

I. FACTS

1. Procedure

(1) By letter dated 16 July 2010 (Event No 565828), Míla ehf. (hereinafter referred to as ‘Míla’ or ‘the complainant’) 
lodged a complaint with the EFTA Surveillance Authority (‘the Authority’) concerning alleged unlawful State aid 
granted by the Ministry for Foreign Affairs in Iceland through leases for the use and operation of two optical 
fibres which were previously operated by the North Atlantic Treaty Organisation (NATO).

(2) By letter dated 30 August 2010 (Event No 567175), the Authority requested the Icelandic authorities to 
provide all information and observations relevant for the Authority to determine whether or not the measures 
complained of involved State aid within the meaning of Article 61 of the EEA Agreement and, in the event that 
the measures were to be considered to involve State aid, whether they might nevertheless qualify for an exemp­
tion from the general prohibition of State aid. The Icelandic authorities responded to this request by way of two 
letters, dated 28 September 2010 (Event No 571101) and 3 December 2010 (Event No 579784).

(3) The Authority subsequently engaged in further correspondence with both the complainant and the Icelandic 
authorities. At the request of the complainant, the Authority's representative attended a meeting with the com­
plainant in Reykjavik on 10 June 2011, where the complainant explained further its views regarding the com­
plaint. By letter dated 6 September 2011 (Event No 608312), the complainant submitted further information to 
substantiate its claim regarding the allegation of State aid.

(4) At the complainant's request, a teleconference took place on 13 October 2011. Following this contact, the 
Authority received, by letter of 16 December 2011 (Event No 619096), supplementary information from the 
complainant regarding certain aspects of the complaint.

(5) By letter dated 5 June 2012 (Event No 641906) the complainant submitted further information in relation to 
the complaint.

(6) By letter of 16 July 2012 (Event No 641937), the Authority requested certain additional information from the 
Icelandic authorities and invited them to comment on the further information which the Authority had 
received from the complainant. By letter dated 10 September 2012 (Event No 646364), the Icelandic authori­
ties responded to this request.

(7) On 24 September 2012, the Authority received further information from the complainant by letter dated 
19 September 2012 (Event No 647465).

(8) By emails of 16 November 2012 (Event No 653651) and 19 November 2012 (Event No 653722), the Icelandic 
authorities provided further clarification regarding the ownership of the three optical fibres initially reserved for 
defence purposes.
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(9) On 21 November 2012, the Authority adopted Decision 410/12/COL concluding that the lease by the Defence 
Agency of the Ministry for Foreign Affairs in Iceland with Og fjarskipti hf. (currently Fjarskipti hf., but 
hereinafter referred to as ‘Vodafone Iceland’ or ‘Vodafone’) (1) of 1 February 2010 for the use and operation of 
an optical fibre did not involve State aid within the meaning of Article 61 of the EEA Agreement.

(10) On 19 February 2013, Míla lodged an application to the EFTA Court for the annulment of that Decision. By its 
judgment of 27 January 2014 in Case E-1/13, the EFTA Court annulled the Authority's Decision (2).

2. Description of the measure: Contract based on a tender for the lease of NATO optical fibres

(11) On 15 August 2007, the Icelandic Government fully took over the operation of the Radar Agency 
(Ratsjárstofnun) (3), which had until that time been operated under the auspices of the US authorities. The Radar 
Agency had previously operated three optical fibres in the approximately 1 800 km long, eight-fibre optical 
cable circling Iceland and its North-West region (4). This opened up opportunities for the Icelandic Government 
to put one or more of the three fibres to another use.

(12) On 31 August 2007, the Ministry for Foreign Affairs established a working group for the purpose of drawing 
up proposals for streamlining the operation and utilisation of the NATO optical fibres. The working group was 
asked to carry out its tasks on the basis of the following objectives: a) to lower the costs related to the opera­
tion and maintenance of the fibres; b) to improve public access to high speed connection, in particular in the 
rural areas of Iceland; and c) to encourage competition in data transmission on the domestic market.

(13) After an examination, the working group came to the conclusion that these objectives would best be served 
through a call for tender for a lease of two of the three fibres, while one fibre would be used solely for the 
Icelandic Air Defence System (IADS) and for secure governmental telecommunications. The working group 
took the view that a call for tender would be the most feasible way to receive a favourable offer from the 
telecommunication companies and at the same time promote competition and ensure improved information 
and communication services for consumers. Accordingly, the Icelandic Government concluded that the State 
Trading Centre (Ríkiskaup) should carry out a tender award procedure for the use and operation of the two 
fibres (5).

(14) The details of the invitation to tender were set out in the project description drafted by Ríkiskaup (6). According 
to that document, Ríkiskaup, on behalf of the Defence Department of the Ministry for Foreign Affairs, invited 
tenders for the use and operation of two of the three optical fibres to be leased out to two unrelated parties, 
with the intention of negotiating a lease for the duration of 10 years.

(15) As concerns the rental charge, the invitation to tender sets a minimum price, which was described in the fol­
lowing manner: ‘The rental charge must, as a minimum, cover the cost of operation and maintenance of the 
optical fibres in order to secure the basis for the project. The said cost is estimated approximately ISK 
38 000 000 per year for two fibres, corresponding to approximately ISK 19 000 000 per year for each fibre. 
Offers including a rental charge lower than the said amount will be rejected on operational grounds.’ (7).

(16) The invitation to tender was announced in April 2008 and the date of opening of offers was 19 June 2008 at 
11:00 a.m. This date was also the closing date for submitting offers.

(17) The assessment of offers was based on certain criteria, taking into account the objectives of the project. The 
following criteria determined the assessment of the offers:

(1) Vodafone Iceland (Fjarskipti hf.) is an Icelandic telecommunications company, providing fixed telephony, mobile and data transmission 
services in Iceland. Vodafone is currently the second largest telecom operator in Iceland, following the incumbent Skipti hf. and its sub­
sidiaries Síminn and Míla. The company carries the Vodafone brand and trademark. However, the Vodafone Group owns no interest in 
the company, but rather franchises the brand and associated advertising styles to Fjarskipti.  Fjarskipti  was previously owned by the 
Icelandic Teymi Group. The Teymi Group was later split up, and Fjarskipti went through a financial restructuring process. In December 
2012, Fjarskipti was listed on the Icelandic Stock Exchange.

(2) Case E-1/13 Míla ehf. v EFTA Surveillance Authority, judgment delivered on 27.1.2014 [not yet reported].
(3) With the entry into force of the Defence Act No 34/2008 on 31 May 2008, the Radar Agency was closed. Certain functions of the Radar 

Agency were taken over by the Defence Agency (Varnarmálastofnun). By Act No 98/2010, amending the Defence Act, the Defence Agency 
was closed on 1 January 2011 and certain functions taken over by other State agencies, including the Ministry for Foreign Affairs.

(4) The remaining five fibres are the property of Míla, the complainant.
(5) The Icelandic public procurement rules are laid down in Act No 84/2007. That Act implements the EU Public Procurement Directive 

into Icelandic law, i.e. Directive 2004/18/EC of the European Parliament and of the Council of 31 March 2004 on the coordination of 
procedures for the award of public works contracts, public supply contracts and public service contracts (OJ L 134, 30.4.2004, p. 114), 
incorporated as point 2 Annex XVI to the EEA Agreement by Joint Committee Decision No 68/2006 (OJ L 245, 7.9.2006, p. 22 and 
the EEA Supplement No 44, 7.9.2006, p. 18), e.i.f. 18.4.2007.

(6) Project No 14477. Optical Fibres. Ministry for Foreign Affairs. April 2008.
(7) Point 1.2.4 of the description of Project No 14477.
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Table 1: Award criteria in the tender.

Matter of Judgment Percentage
points

Stimulation of Competition 40

Rental Charge 15

Commencement of Services 10

Supply of Services 10

Number of network termination points 15

One Tariff throughout the Country 10

(18) The outcome of the tender was that five offers were received from four independent undertakings, as summar­
ised in Table 2 below. Two of the offers were variant offers:

Table 2: Offers received in the tender.

Name of company Leasing price offered
Award criteria: total points scored

Main offer Variant offer (1)

Fjarski ehf. ISK 20 000 000 92,18  

Vodafone ISK 19 150 000 89,67 84,67

Hringiðan ehf. ISK 24 006 900 88,60  

Gagnaveita Reykjavíkur ISK 19 500 000  59,34

(1) The proposal from Gagnaveita Reykjavíkur was classified as a variant offer, as it did not meet the minimum number of network 
termination points and the number of municipalities covered. One of the two offers from Vodafone is also a variant offer, as 
it does not foresee that Vodafone will use the same tariff throughout Iceland. Other items in the offers from Vodafone are the 
same, including the leasing price to be paid to the state.

(19) The evaluation of received offers was made by Ríkiskaup, following an assessment conducted by the independ­
ent consulting firm Mannvit. According to information from Ríkiskaup and Mannvit, all four companies sub­
mitting bids were found to have met the required technical capacity to perform the project, as well as the 
general requirements set out in the invitation to tender regarding the personal and financial situation of the 
candidates for the project (1).

(20) The two companies scoring highest on the basis of the award criteria were Fjarski ehf. (92,18 points) and Voda­
fone (89,67 points) (2). Negotiations were entered into with those two companies. Due to the financial crisis in 
Iceland, which began to take hold in the fall of 2008, negotiations did not take place until late 2009 and were 
subsequently finalised early 2010. Fjarski ehf., however, decided to pull out of the project. A lease contract was 
therefore negotiated for only one of the two fibres, with Vodafone.

(21) The contract, concluded on 1 February 2010 between Vodafone and the Icelandic Defence Agency 
(‘Varnarmálastofnun’), provides for the use of an optical fibre belonging to the eight-fibre, 1800 km long optical 
cable circling Iceland, as set out in the description of Project No 14477 by the Ministry for Foreign Affairs. The 
annual lease is set at ISK 19 150 000, indexed according to the building cost index. The term of the contract is 
10 years.

(22) The contract states that the fibre at issue was registered on NATO's inventory list. Under Article 16 of the 
Defence Act No 34/2008, the lessor was entitled, on behalf of the State and of NATO, to conclude a lease for 
the use of such facilities. However, in view of Iceland's international commitments, it was necessary to include 
a clause authorising the lessor to take over the cited facilities without notice in times of war. Provisions to this 
effect are found in Article 8 of the contract.

(1) Mannvit made a reservation regarding the proposal from Hringiðan. According to that proposal, the project was to be performed by an 
undertaking to be founded by Hringiðan. Mannvit did not consider it possible to assess the capacity of this undertaking which at the 
time had not been established.

(2) See Table 1.
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3. The complaint

(23) The complaint received by the Authority in July 2010 relates to the contract referred to above, concluded on 
the basis of the tender on 1 February 2010 between the Icelandic Defence Agency and the telecommunication 
operator Vodafone. The complainant claims that the awarded contract involves State aid in the form of a rent 
for the use of the optical fibre at a price significantly below what a market investor would have considered to 
be acceptable.

(24) According to the invitation to tender, leases for the duration of 10 years were to be negotiated, with 
a minimum consideration of ISK 19 million per year. The price charged for the rental of the fibres was inten­
ded to cover as a minimum the government's operating costs. The complainant claims that by only charging 
for the operating costs of the fibres, the lessee was relieved of the financial burden normally incurred by com­
panies in the same business and incurred by the complainant, in particular an appropriate contribution to fixed 
costs (i.e. the costs of construction, renewal and depreciation of the cable) and an adequate return on the capi­
tal investment.

(25) On the amount of the alleged aid the complainant has provided the following details: ‘The amount of the aid 
constitutes the difference between the rent charged by the state for the use of the cables, i.e. ISK 
19 150 000-20 000 000 per year, and what a market investor would [have] deemed an acceptable rent, i.e. over 
ISK 85 million. The net present value of the total amount of the aid is ISK 464,2 million over the estimated 
twenty year lifetime of the fiber to each of the two companies, based on the rental price ISK 19 000 000 per 
year.’ (1).

(26) The complainant has stated that there can be no doubt that a private investor would not accept ISK 
19-20 million per year for the use of each of the two fibres, as that amount would fail to cover the costs of 
operating and renewing the cable, let alone the acceptable return which a market investor would normally 
expect from his investments.

(27) The complainant maintains that the method of evaluation of the submitted tenders, as set out in Table 1 above, 
effectively excluded Míla from the tendering process, as it was the only party operating in the market and was 
therefore by definition unable to acquire 40 % of the points used in the selection evaluation, as these points 
were awarded for stimulation of competition. For Míla's potential bid to be successful, the rental price it offered 
would have had to be much higher than the bids from other parties.

(28) Míla did not submit a bid in the tender. Apart from Míla's view that it was effectively excluded from the tender 
through the formulation of the award criteria, the reason for this, according to the complaint, was that Míla did 
not have any economic motive for taking part in the tender as it already had sufficient transmission capacity in 
its own fibres.

(29) In its letter to the Authority of 6 September 2011, the complainant mentions briefly the debt relief of Teymi as 
an additional ground for the complaint. It is stated that Teymi, which was previously the parent company of 
Vodafone, had undergone financial restructuring in 2009 and had obtained a licence to seek composition with 
creditors. As part of the restructuring, ISK 31 billion of Teymi's debt was turned into share capital or written-
off and the largest part of the restructuring cost was borne by the state-owned bank, Landsbankinn hf, which 
the complainant considered to entail State aid (2).

(30) By letter dated 19 September 2012, the complainant once more submitted further information regarding its 
allegation of State aid to Vodafone. On this occasion, the complainant drew attention to a new tariff by the 
undertaking Orkufjarskipti (3) for the rent of a fibre optic cable (4). The tariff specifies the rent for each fibre in 
a six-fibre optical cable in terms of monthly rent in ISK per kilometre in the cable (5). By multiplying the tariff 
with the length of the cable, according to the lease with Vodafone, 1 850 km, the complainant concludes that 
the rent for a fibre of that length according to the tariff should be ISK 107 137 200 per year, whereas Vodafone 
pays ISK 19 000 000 per year. On this basis the complainant claims that the pricing according to the cost-
based tariff is more than five times higher than the pricing according to the contract concluded with Vodafone, 
which a private investor would never have accepted as it was far below true market value, based on a cost 
analysis.

(1) The complainant's assessment of the aid amount is based on a memorandum annexed to the complaint, containing Míla's calculations 
of the value of the alleged subsidy. The calculations are based on Míla's own costs of operating fibres in the same cable.

(2) Reference is made to paragraph 34 of the Authority's Decision No 410/12/COL for a more detailed outline of the debt relief of Teymi.
(3) Orkufjarskipti is jointly owned by Landsvirkjun (the National Power Company) and Landsnet (operator of Iceland's electricity transmis­

sion grid). Orkufjarskipti operates and maintains telecommunication infrastructure in Iceland for its owners.
(4) According to the complainant, the tariff entered into force on 1.8.2012, having been reviewed and accepted by the Post and Telecom 

Authority in Iceland following a regulatory procedure. By accepting the tariff, the Post and Telecom Authority has agreed that the tariff 
is based on a cost analysis.

(5) The monthly rent per kilometre varies from ISK 4 826 for fibre 1 to ISK 7 507 for fibre 6.
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4. Position of the Icelandic authorities

(31) The Icelandic authorities submit that the leasing out of the NATO optical fibres does not constitute State aid, as 
the award of the contract does not confer any economic advantage upon the lessee which goes beyond market 
conditions, does not entail the use of state resources, and does not distort or threaten to distort competition. 
On the contrary, the lease and the tender procedure served to make infrastructure competition possible in the 
leased-line market where there was only one market player at the time. The Icelandic authorities therefore take 
the view that the lease does not fulfil the conditions for constituting State aid within the meaning of 
Article 61(1) of the EEA Agreement.

(32) In this regard the Icelandic authorities refer to a Memorandum of the Ministry for Foreign Affairs, dated 7 May 
2008, on the proposed lease-out of NATO optical fibres. The Memorandum explains in general terms the pro­
posed tender procedure, including the modalities of the invitation to tender and the criteria for the selection of 
eligible lessees from among the bidders. The objectives of the project were to lower the maintenance and oper­
ating costs of NATO's optical fibres, to increase public broadband access and to encourage competition in data 
transmission on the domestic market. The Icelandic authorities consider that the lease-out of the two fibres was 
a non-aid measure. They further note that the project would benefit the implementation of government policies 
regarding electronic communication services and information society. It would also make infrastructure compe­
tition possible in the leased-lines market in areas where there was no competition at the time, which in turn 
would lead to more competition in downstream markets such as the market for high-speed broadband 
connection.

(33) In view of the complainant's contention that the fibre was owned by the Icelandic State and that the rental 
price should have included fixed costs related to the construction, renewal and write-down of the cables, the 
Icelandic authorities have provided clarifications on ownership and costs of construction. They note that it was 
NATO, and not the Icelandic State, which financed the installation of the cable. The cable was registered on the 
‘inventory’ list of the organisation, and three out of eight fibres were reserved for use related to the operations 
of the American forces in Iceland. ‘At the time of the departure of the American forces from Iceland in 2006 
and 2007, the Icelandic State took over the operation of the three fibres, as a so-called “host-nation, user-
nation”, on the basis of a written arrangement with NATO. That, however, did not result in the full transfer of 
ownership of the fibres. As a result, the following would apply: First, that Iceland still has the obligation to 
manage the fibres in accordance with NATO's “host-nation, user-nation” rules; second, if Iceland were to give 
up its role as a “host-nation, user-nation”, another NATO country would have to take over that role; and third, 
the sale of the fibres could only take place with the approval by NATO and the selling price would have to be 
returned to the organisation.’ (1).

(34) The view of the Icelandic authorities is that properties such as the fibres at issue, of which Icelandic authorities 
have assumed operational management, are formally in the possession of NATO. This understanding is con­
firmed in the Icelandic Defence Act No 34/2008 (2) (‘Varnarmálalög’), which entered into force in April 2008. 
According to the Icelandic authorities, ‘[i]t is thus clear that the Icelandic State does not have the formal or 
exclusive ownership of the three fibres. It has therefore limited options for the disposal of the fibres. Further­
more, it is clear that the Icelandic State did not bear any cost involved in the instalment of the cables, and any 
costs that could potentially be contributed to the renewal or the write-down of the cables cannot be attributed 
to the Icelandic State. Moreover, NATO has not requested that the Icelandic State bear any such costs on the 
basis of its “host-nation, user-nation” role. For these reasons, there are no grounds that justify the inclusion of 
these costs in the lease price.’ (1).

(35) Regarding the ownership of the three fibres, the Icelandic authorities have explained that an agreement was 
concluded on 25 July 1989 between the Icelandic government and the US government, on behalf of NATO, on 
the ownership, treatment, operation, maintenance of and access to three of the eight fibres of the fibre optics 
communication system, which were used exclusively by the US Forces in Iceland, on behalf of NATO. The 
agreement indicates the Icelandic State as the owner of the fibres (3). An agreement between the Ministry for 
Foreign Affairs and Landssími Íslands hf., concluded on 27 March 2001, also indicates, by reference to the 
agreement from 1989, Iceland as the formal owner of the three fibres. However, this indication must, according 
to the Icelandic authorities, be seen in the context of the relations between Iceland and the US/NATO under the 
Defence Agreement of 1951 and Iceland's Membership to NATO. The US, on behalf of NATO, financed the 
instalment of the three fibres in Iceland. The fibres were registered on the ‘inventory list’ of NATO and were

(1) Letter of the Ministry of Finance to the Authority, dated 3.12.2010.
(2) Article 15 of the Act states that Icelandic authorities shall handle the operation, management and use of buildings and other properties 

located in Iceland and owned by NATO, in accordance with international obligations and the powers of Iceland as user and host state. 
The second paragraph of the same article refers to a list of the assets that the Icelandic authorities are responsible for, published in Notice 
610/2010, where the three fibres are specifically mentioned in Annex IV (Item No 8439).

(3) The agreement states that (i) the three optical fibres were to be owned and operated by the Government of Iceland, (ii) the US, acting on 
behalf of NATO, was to pay NATO's contribution toward construction expenses, up to a certain maximum amount, and (iii) the US, on 
behalf of NATO, shall have continued uninterrupted right of use of the fibres ‘as long as the Defence Agreement of 1951 remains in effect, 
or for the life of the system, whichever occurs first’.
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reserved for use related to the operations of the US forces in Iceland. The Icelandic State does not have the 
exclusive ownership of the three fibres. As long as the Defence Agreement between Iceland and the US is in 
force, the three fibres are a property of NATO. NATO has the priority rights to the use of the fibres. Any 
income from the rental of the fibres can only be used for the operation and maintenance of NATO's assets (1).

(36) The maintenance and operation of the fibres are a part of Iceland's obligations as a member of NATO and are 
not optional. According to the Icelandic authorities the complainant is not correct when claiming that since 
two of the fibres were in active use for the IADS system, the State needed to invest ISK 250 million to make 
one of the fibres available and free for use by the successful bidder. The intention was initially to lease out two 
fibres. The cost assessment for making both fibres free for commercial use was ISK 20-65 million. As one of 
the two successful bidders withdrew its offer at a later stage, only one fibre needed to be set free. The cost was 
therefore much lower than initially estimated and well below Vodafone's annual rent for the fibre.

(37) As to the question whether remuneration in the lease agreement is acceptable, the Icelandic authorities point 
out that the agreement relieves the Icelandic State of costs related to the operation and maintenance of the 
fibres. This was indeed among the principal aims of the Government with this measure.

(38) The use of an open call for tenders was considered to be the most appropriate means of establishing the price 
that a market investor would consider acceptable as remuneration for the use of the fibres, which in turn would 
ensure that any agreement made would not be subsidised by the State.

(39) In the opinion of the Icelandic authorities, as a result of the successful call for tenders the measures do not 
involve any type of state financing. On the contrary, the measures produce revenue for the State from leasing 
out fibres which the State would otherwise have had to continue to maintain through state resources. Further­
more the Icelandic authorities point out that the restrictions stemming from the ownership of NATO and 
NATO's priority of use during war times mean that the price may have been lower than if no such restriction 
had existed. This factor would have affected all the tenderers in the same way, and the market price had to 
adjust to that fact (2).

(40) In the context of the proceedings before the EFTA Court in Case E-1/13, the Icelandic authorities also provided 
the Authority with further details regarding the costs relating to the fibres. NATO originally invested in and 
paid the cost of the installation of the fibre optic cable. The amount available to the Government of Iceland as 
the host nation was approximately USD 21,5 million for the construction of the three fibres and related facili­
ties and equipment. According to a maintenance agreement the Government of Iceland pays an annual amount 
of ISK 65 189 340. This is for the operation and maintenance at all times of three out of the eight fibres. 
Accordingly, 1/3 of the costs is allocated to the Vodafone fibre, i.e. ISK 21 729 780. Vodafone currently pays an 
annual lease of ISK 33 523 186 to the Government (subject to adjustments linked to the consumer price 
index) (3).

(41) Furthermore, the Icelandic authorities are of the opinion that neither the application of the award criterion on 
stimulation of competition nor the alleged effective exclusion of an undertaking holding a monopoly position 
on the market can, as such, lead to the conclusion that the measure distorts competition or confers an advant­
age upon an undertaking. According to the Icelandic authorities, the Government was fully authorised to use 
multiple award criteria, and moreover the criteria were legitimate and pursued important objectives aimed at 
enhancing competition and ensuring good services to the general public.

(42) Finally, the Icelandic authorities submit that, in the event that the Authority does consider the measure to con­
stitute State aid, such aid could be considered to be compatible with Article 61(3) of the EEA Agreement, by 
reference to the objectives of the measure, including the objective of increasing public broadband access in 
assisted areas. In this regard, the Icelandic authorities also invite the Authority to assess whether such aid 
should be considered to constitute the financing of services of general economic interest (SGEI), as referred to 
in Chapter 2.2.2 of the Authority's Broadband Guidelines (4).

(1) E-mail  of  the  Ministry  for  Foreign  Affairs  to  the  EFTA  Surveillance  Authority  of  16  November  2012.  Reference  is  also  made  to 
paragraph 42 of the Authority's Decision No 410/12/COL, for further clarification on the ownership of the three fibres.

(2) Written observations of the Icelandic Government of 2 July 2013 in Case E-1/13 Míla ehf. v EFTA Surveillance Authority, p. 7.
(3) The maintenance service ensures the function of the fibre at all times, i.e. all monitoring and testing, repairs and technical support. Two 

of the fibres are now in use for NATO operations in Iceland. Major repairs of the cable are not included in the maintenance agreement. 
The relevant proportion (3/8) of such costs has been claimed from NATO on a case-by-case basis when they have occurred.

(4) The  reference  is  to  the  Authority's  broadband  guidelines  in  force  at  the  time  when  the  complaint  was  submitted.  By  Decision 
No 73/13/COL of 20 February 2013, the Authority adopted new broadband guidelines, available at: http://www.eftasurv.int/state-aid/
legal-framework/state-aid-guidelines/ [not yet published in the OJ].

C 366/12 DE Amtsblatt der Europäischen Union 16.10.2014

http://www.eftasurv.int/state-aid/legal-framework/state-aid-guidelines/
http://www.eftasurv.int/state-aid/legal-framework/state-aid-guidelines/


5. The Authority's Decision No 410/12/COL

(43) On 21 November 2012 the Authority adopted Decision No 410/12/COL concluding that the measure did not 
involve State aid within the meaning of Article 61(1) of the EEA Agreement. The Authority considered that the 
lease for the use and operation of the optical fibre did not involve State aid, as the lease contract was estab­
lished by means of the use of an open tender capable of establishing market terms and therefore did not confer 
an economic advantage on Vodafone.

(44) In that respect, the Authority firstly concluded that the bidding procedure was open and unconditional. Fur­
thermore, the Authority took into account that the Icelandic authorities did not bear any cost involved in the 
installation of the cables and that NATO had not requested the Icelandic authorities to bear any cost on the 
basis of its ‘host-nation, user-nation’ role. Accordingly, the terms of the tender regarding minimum costs to be 
covered were considered to be designed to ensure that as a minimum, the rental charge to be paid by successful 
bidders would cover the State's own cost and therefore not involve a drain on state resources. Moreover, the 
Authority considered that the cost to the Icelandic State of releasing one fibre for commercial use was below 
the minimum price specified in the invitation to tender and below the rental charge in the contract with Voda­
fone. The Authority also pointed out that the contract includes a priority clause authorising the lessor to take 
over the fibre at any time if it considers it to be necessary under the terms of the Icelandic authorities' commit­
ments to NATO. Due to the above-mentioned reasons the Authority considered that there had not been any 
sacrifice of state resources.

(45) Secondly, the Authority noted that five valid bids were received from four independent parties, all meeting the 
general and technical qualification requirements as set by Ríkiskaup, and that there was no evidence to suggest 
that the contestants did not actively compete for the project. The Authority considered that Míla was not for­
mally excluded from participating in the tender procedure and noted that Míla had not made use of the oppor­
tunity available to it to submit a bid. Furthermore, the Authority pointed out that in order for Míla to submit 
a successful bid, it was not necessary for the company to achieve the highest points under the award criteria. 
Based on the project's description, the intention was to lease out two of the three fibres to two unrelated par­
ties. It would thus have been sufficient for Míla to achieve the second highest points. In any event, if Míla had 
submitted a successful bid, there would nevertheless have been a new entrant to the market which was domina­
ted by Míla. Accordingly, the Authority did not find any grounds to doubt that the outcome of the bidding 
procedure was to be considered as representing the market price for the lease of the optical fibre.

6. EFTA Court Judgment in Case E-1/13

(46) On 27 January 2014, the EFTA Court annulled the Authority's Decision No 410/12/COL. The Court concluded 
that the Authority should have opened a formal investigation procedure, as the Authority had at its disposal 
information and evidence at the time which should, objectively, have raised doubts or serious difficulties regard­
ing whether the lease agreement conferred an economic advantage on Vodafone (1).

(47) The Court considered that the Authority should have had doubts as to whether the price agreed as a result of 
the tender was a reflection of a true market price for the lease of such an asset. In particular, the Court held 
that the award criteria in the tender did not reflect what a private investor would consider relevant when ten­
dering out a lease and that it was apparent that the Authority had not assessed all circumstances and conse­
quences for the applicability of a market economy investor test. The award criteria other than price appeared to 
reflect public policy or regulatory considerations, which a private investor would not consider to be relevant, 
and the tender procedure did not use price or leasing charge as a sole or main award criterion. The EFTA Court 
furthermore considered that the Authority had not assessed the likelihood of NATO using its priority rights to 
make use of the fibre and the probability that NATO would use its right of reversal.

(48) On the basis of, inter alia, the above, the Court concluded that there existed consistent and objective evidence 
that the Authority had not examined in a complete and sufficient manner whether the lease contract constitu­
ted State aid and, if so, whether the aid was compatible with the EEA Agreement.

II. ASSESSMENT

1. The presence of State aid

1.1. Introduction

(49) Article 61(1) of the EEA Agreement reads as follows:

‘Save as otherwise provided in this Agreement, any aid granted by EC Member States, EFTA States or through 
State resources in any form whatsoever which distorts or threatens to distort competition by favouring certain 
undertakings or the production of certain goods shall, in so far as it affects trade between Contracting Parties, 
be incompatible with the functioning of this Agreement.’.

(1) Paragraph 101 in EFTA Court Judgment in Case E-1/13 Míla ehf. v EFTA Surveillance Authority, 27.1.2014 [not yet reported].
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(50) This implies that a measure constitutes State aid within the meaning of Article 61(1) of the EEA Agreement if 
the following conditions are cumulatively fulfilled: the measure (i) is granted by the State or through state 
resources; (ii) favours certain undertakings or the production of certain goods; (iii) is liable to distort competi­
tion and has an impact on trade between Contracting Parties (1).

(51) Prior to assessing whether the contract for the lease of the optical fibres constitutes State aid, the Authority will 
address the complainant's submission that the debt relief of Teymi, the previous parent company of Vodafone, 
in relation to its financial restructuring in 2009, amounted to State aid.

(52) The Icelandic authorities have provided information that the agreement of Teymi on composition with its cred­
itors was concluded following a formal procedure provided for in the Act on Bankruptcy, etc. No 21/1991. 
Under those legal provisions, composition with creditors is sought and concluded under court protection, aim­
ing, inter alia, to ensure equal and non-discriminatory treatment of the claims of creditors covered by the agree­
ment. The Authority has received no information to indicate that the conduct of Landsbankinn, as the creditor 
of Teymi, differed from that of other creditors or that the measures at issue were imputable to the State. On 
this basis, and given that the Authority has received no further information to substantiate the 
complainant's claim in this regard, the Authority cannot see that this allegation has any bearing on the assess­
ment in the present case regarding the leasing by the State of a NATO optical fibre to Vodafone. Moreover, it 
should be noted that in the judgment in Case E-1/13 this issue was not addressed by the Court, and nor was it 
raised by the applicant.

(53) It needs to be established in the present case whether the Icelandic State, when leasing out the optical telecom­
munications fibres under its control, had accepted a price which was a reflection of the market price for such 
a leasing arrangement. In particular, it needs to be determined whether the Icelandic State acted only in 
a manner comparable to that of a private market operator seeking to maximise its income, or whether it at the 
same time also made its decision on the basis of considerations reflecting its regulatory function.

(54) As to the regulatory issues that need to be examined, it should be borne in mind that the electronic communi­
cations sector, being of strategic importance for European growth and innovation in all economic sectors and 
having recently been liberalised, is faced with unique competition problems and remains subject to sectoral 
regulation. In those circumstances, it is commonly observed that EEA States, when disposing of assets or 
awarding licenses to special rights, seek to maximise the value of such assets while at the same time, where the 
sector continues to display monopolistic or oligopolistic features, also endeavour to promote competition and, 
in particular, seek to address incumbency advantages and dismantle entry barriers to markets.

(55) In the case of the granting of access to scarce public resources in the form of radio frequencies (i.e. by way of 
auction of mobile telecom licenses), a field not unrelated to the case at hand, it can be recalled for the purpose 
of analogy that national authorities have simultaneously performed the roles of telecommunications regulators 
and managers of the public assets that constitute the wireless airwaves. Nevertheless, the General Court has 
confirmed the Commission's conclusion that provided certain conditions are met, granting such licenses free of 
charge or at a standard price to all operators does not involve State aid (2).

(56) However, the Icelandic authorities have consistently reasoned in the present case that they acted in line with the 
conduct of a market economy investor or vendor, and that the tender procedure secured a market price for the 
lease. Accordingly, it needs to be examined further whether that was indeed the case.

(57) In the following chapters, the Authority will assess whether the contract between the Icelandic Defence Agency 
and Vodafone for the lease by the latter of an optical fibre previously operated on behalf of NATO involves 
State aid within the meaning of Article 61 of the EEA Agreement.

1.2. State resources

(58) According to Article 61(1) of the EEA Agreement, a measure must be granted by the state or through state 
resources in order to constitute aid. In the present case, the complainant and the Icelandic authorities have 
expressed different views regarding the ownership of the optical fibres at issue. While the complainant consid­
ers them to be publicly owned, the Icelandic authorities have underlined that the property rights of the fibres 
lie with NATO, although the Government of Iceland has a wide-ranging right of use and other exploitation 
rights, according to arrangements made with NATO and the Government of the United States of America. 
According to the Icelandic authorities, the Icelandic Government is authorised to lease out the fibres and use 
the proceeds for their maintenance and other running costs (3).

(1) According  to  settled  case-law,  classification  as  aid  requires  that  all  the  conditions  set  out  in  the  provision  should  be  fulfilled,  see 
Case C-142/87 Belgium v Commission (‘Tubemeuse’) [1990] ECR I-959.

(2) In its judgment in case T-475/04, Bouygues SA and Bouygues Télécom SA v Commission [2007] ECR II-2097, the General Court upheld the 
Commission's decisions to reject a complaint alleging that State aid was involved in the granting of a mobile license, stating in paragraph 
110, that: ‘although the right to use the wireless space granted to the operators has an economic value, the amount payable as a fee can constitute 
State aid only if, all other things being equal, there is a difference between the price paid by each of the operators concerned […]. On the other hand, 
if the national authorities decide as a general principle that licenses will be awarded free of charge, or awarded by means of public auctions or awarded 
at a standard price, there is no aid element, provided these terms are applied to all the operators concerned without distinction.’.

(3) See Article 16 of the Icelandic Defence Act No 34/2008.
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(59) The precise origin of the resources is, however, not crucial provided that, before being directly or indirectly 
transferred to the beneficiaries, they were under public control and at the disposal of the national authorities (1), 
even if they might not have been the property of the public authority (2). Given that the important factor is not 
the origin of the resources but the degree of control of the public authority, the presence of state resources 
cannot be ruled out. Even if the optical fibres are not permanently held by the State, the fact that they remain 
under public control and thus at the disposal of the competent national authorities can be considered sufficient 
for them to be categorised as state resources.

(60) The Authority's preliminary view is therefore that the lease of the optical fibre involves the transfer of state 
resources within the meaning of Article 61(1) of the EEA Agreement. Should the Icelandic authorities hold 
a different view, they are invited to comment.

(61) The Authority must nevertheless address the fact that the Icelandic authorities have confirmed that the State 
does not have the exclusive ownership of the three fibres and as long as the Defence Agreement between 
Iceland and the US is in force, the three fibres are the property of NATO. NATO therefore has priority rights as 
regards the use of the fibres. The Authority takes the preliminary view that these ownership and potential usage 
restrictions could affect the rental charge that can be obtained for the fibres. However, the Authority has at this 
point in time received no assessment from the Icelandic authorities of the likelihood of NATO using its priority 
rights to make use of the fibres, nor the probability that NATO would use its right of revocation. In that 
respect the Authority requests the Icelandic authorities to submit their views and further information on the 
likelihood of such a scenario and the possible impact on the rental market price.

1.3. Advantage

1.3.1. G en e ra l

(62) In order to constitute State aid within the meaning of Article 61(1) of the EEA Agreement, the measure must 
confer an advantage upon an undertaking. Undertakings are entities engaged in an economic activity, regardless 
of their legal status and the way in which they are financed (3). Economic activities are activities consisting of 
offering goods or services on a market (4).

(63) The alleged beneficiary of the measure is Vodafone Iceland (5). The company is active on the electronic commu­
nications market, providing fixed telephony, mobile and data transmission services in Iceland. Accordingly, any 
aid involved in the leasing by the State of the NATO optical fibre would be conferred upon an undertaking.

(64) An advantage, within the meaning of Article 61(1) of the EEA Agreement, is any economic benefit which an 
undertaking would not have obtained under normal market conditions (6), thus placing it in a more favourable 
position than its competitors (7). For it to constitute aid, the measure must confer on Vodafone advantages that 
relieve it of charges that would normally be borne from its budget. If the transaction was carried out under 
favourable terms, in the sense that Vodafone was paying a rental charge below market price, the company 
would be receiving an advantage within the meaning of the State aid rules. To examine this question closer the 
Authority must apply the ‘private vendor test’ (8) whereby the conduct of states or public authorities when selling 
or leasing assets is compared to that of private economic operators.

1.3.2. The  pr iv at e  v en d or  t es t

(65) To assess whether a public authority has acted like a private economic operator, the European Courts have 
developed the ‘market economy investor principle’ (9), which in essence provides that State aid is granted when­
ever a state makes funds available to an undertaking which, in the normal course of events, would not be 
provided by a private investor applying ordinary commercial criteria and disregarding other considerations of

(1) See, for example, Case C-206/06 Essent Netwerk Noord [2008] ECR I-5497, paragraph 70; Case C-83/98 France v Ladbroke Racing and 
Commission [2000] ECR I-3271, paragraph 50.

(2) Case T-358/94 Air France v Commission [1996] ECR II-2109, paragraphs 65-67.
(3) Case C-41/90 Höfner and Elser v Macroton [1991] ECR I-1979, paragraphs 21-23 and Case E-5/07 Private Barnehagers Landsforbund v EFTA 

Surveillance Authority [2008] Ct. Rep. 61, paragraph 78.
(4) Case C-222/04 Ministero dell'Economica e delle Finanze v Cassa di Risparmio di Firenze SpA [2006] ECR I-289, paragraph 108.
(5) While the complaint also refers to Fjarski ehf. as a beneficiary, the Icelandic authorities have confirmed that no contract was made with 

this company as it had withdrawn its offer. It is therefore clear that no aid has been granted to Fjarski ehf.
(6) Joined Cases C-314/12 P, C-215/12 P and C-223/12 P Land Burgenland and Others v Commission [2013] ECR I-682.
(7) See for instance case C-124/10 P Commission v EDF [not yet published], paragraph 90; case C-387/92 Banco Exterior de España [1994] 

ECR I-877, paragraph 14, and case C-6/97 Italy v Commission [1997] ECR I-2981 paragraph 16.
(8) For the application of the ‘private vendor test’,  see Joined Cases C-314/12 P, C-215/12 P and C-223/12 P Land Burgenland and Others 

v Commission cited above.
(9) See, for instance, T-2/96 and T-97/96 Neue Maxhütte Stahlwerke and Lech-Stahlwerke v Commission [1999] ECR II-17, paragraph 104 and 

Joined  Cases  T-228/99  and  T-233/99  Westdeutsche  Landesbank  Girozentrale  and  Land  Nordrhein-Westfalen  v  Commission  [2003] 
ECR II-435.
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a social, political or philanthropic nature (1). A closely related concept is the private vendor test, the purpose of 
which is to assess whether a sale or leasing of assets carried out by a public body involves State aid, by examin­
ing whether a private vendor, under normal market conditions, could have obtained the same or a better price. 
In both cases the public authority must disregard public policy objectives and instead focus on the single objec­
tive of obtaining a market rate of return or profit on its investments and a market price for the sale or leasing 
of assets (2).

(66) The European Commission and the European Union Courts have come to regard an open, transparent and 
unconditional bidding procedure as an appropriate means to ensure that the sale or leasing by national authori­
ties of assets is consistent with the private vendor test and that a fair market value has been paid for the goods 
and services in question. This is also reflected in the Authority's guidelines on State aid elements in sales of 
land and buildings by public authorities (3) as well as in its decision-making practice. However, this does not 
automatically mean that the absence of an orderly bidding procedure justifies a presumption of State aid. 
Indeed, public procurement law and State aid law exist in parallel and there is no reason that the violation of, 
for example, a public procurement rule should automatically mean that State aid rules have been infringed (4).

(67) Compliance with market conditions, and whether the rental charge corresponds to market price, can be estab­
lished through certain proxies. In the case at hand, the organisation of an open, transparent, non-discrimina­
tory and unconditional tender procedure could be seen as such a proxy. However, as stated in the Land Burgen­
land case and cited in paragraph 97 of the EFTA Court Judgment in Case E-1/13, ‘where a public authority 
proceeds to sell an undertaking belonging to it by way of an open, transparent and unconditional tender proce­
dure, it can be presumed that the market price corresponds to the highest offer, provided that it is established, 
first, that the offer is binding and credible and, secondly, that the consideration of economic factors other than 
the price is not justified.’ (5). In the Authority's view, the same principle applies in the case of leasing of assets. 
A private operator leasing his assets would normally try to obtain the best offer with an emphasis on price, 
and, for example, not consider elements that would relate to the intended use of such assets, unless they might 
affect the value of the assets after the lease period. Therefore, assuming that the said pre-conditions are met, it 
can be presumed that the market price is the highest price which a private operator acting under normal com­
petitive conditions is ready to pay for the use of the assets in question (6).

(68) It follows from the above that a conditional sale or lease of assets may involve State aid, even when it is effec­
ted through a competitive procedure. This occurs when obligations imposed on the buyer result in a lower 
price. The kind of obligations which have such an effect are those that are imposed for the pursuit of public 
policy objectives, and thus make operations more costly. Such obligations would normally not be imposed by 
a private operator because they reduce the maximum amount of revenue that can be obtained from the sale or 
lease of the asset.

1.3.3. The  t en d er  pr oce s s  an d  t he  a war d  cr i t er ia

(69) In light of the above considerations, the Authority must examine whether the tender procedure and the award 
criteria were adequate and well-suited to establish a market price. In order to verify this, the Authority must 
consider whether the State, when preparing the tender and establishing the award criteria, acted as a private 
operator, or whether public policy and regulatory considerations were more prevalent.

(70) According to the Icelandic authorities, the objectives of the tender process were to lower maintenance and 
operating costs of NATO's optical fibres, to encourage competition in data transmission on the domestic mar­
ket, and to increase public broadband access, in particular in rural areas in Iceland.

(71) In their view, these objectives would best be served through a call for tender for a lease of two of the three 
fibres. A call for tenders was considered to be the most feasible way to receive a favourable offer from the 
telecommunication companies and at the same time promote competition and improve information and com­
munication services for consumers.

(72) Ríkiskaup, on behalf of the Defence Department of the Ministry for Foreign Affairs, invited tenders for the use 
and operation of two of the three optical fibres to be leased out to two unrelated parties, with the intention of 
negotiating a lease for the duration of 10 years.

(1) See  for  example,  the  Opinion  of  Advocate-General  Jacobs  in  Joined  Cases  C-278/92,  C-279/92  and  C-280/92  Kingdom  of  Spain 
v Commission [1994] ECR I-4103, paragraph 28. See also Case 40/85 Belgium v Commission (Boch) [1986] ECR 2321, at paragraph 13; 
Case C-301/87 France v Commission (Boussac) [1990] ECR I-307, paragraphs 39-40, and Case C-303/88 Italy v Commission (Lanerossi) 
[1991] ECR I-1433, paragraph 24.

(2) See Joined Cases C-314/12 P, C-215/12 P and C-223/12 P Land Burgenland and Others v Commission, cited above.
(3) Available on the Authority's website at: http://www.eftasurv.int/state-aid/legal-framework/state-aid-guidelines/.
(4) Case T-442/03 SIC v Commission [2008] ECR II-1161, paragraph 147. By analogy, see Case C-225/91 Matra v Commission [1993] ECR 

I-3203, paragraph 44.
(5) See Joined Cases C-214/12 P, C-215/12 P and C-223/12 P Land Burgenland v European Commission, cited above, paragraph 94.
(6) See for example Case C-390/98 Banks [2001] ECR I-6117, paragraph 77 and Case C-277/00 Germany v Commission [2004] ECR I-3925, 

paragraph 80.
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(73) The outcome of the tender procedure was that five offers were received from four independent undertakings, as 
summarised in Table 2, above. All four companies submitting bids were found to meet the requirements of 
technical capacity to perform the project as well as the general requirements set out in the tender for the per­
sonal and financial situation of the candidates for the project.

(74) The assessment of offers was based on certain criteria, taking into account the objectives of the project (1). On 
this basis, Fjarski ehf. obtained the highest score (92,18) and Vodafone the second highest (89,67), Hringiðan 
was in third place (88,60) and Gagnaveita Reykjavíkur in fourth place (59,34).

(75) According to the Icelandic authorities, the Government was fully authorised to use multiple award criteria. 
Moreover, in their view, the criteria were legitimate and pursued important objectives (2). These objectives could 
be achieved simultaneously without compromising the main objective: to obtain a market price for the lease-
out of the two fibres and in that way minimise the State's costs regarding those fibres.

(76) The Icelandic authorities have underlined the special monopolistic conditions in the relevant market, where 
Míla was the only operator at the time of the invitation to tender. They submit that the tender process would, 
in the way it was construed, make infrastructure competition possible in the leased-lines market in areas where 
there was no competition at the time. This would in turn lead to more competition in downstream markets 
such as the market for high-speed broadband connection. The project would accordingly benefit the implemen­
tation of government policies regarding electronic communication services and information society.

(77) The introduction of an award criterion of the kind applied in this case, where ‘stimulation of competition’ was 
given most weight (40 percentage points) while price was only accorded 15 out of 100 points, was clearly 
designed to enhance competition in a monopolistic market. From the State's point of view, the achievement of 
that objective can be valuable in its own right, as it may imply savings on future expenditure on public policies 
aimed to promote public access to high-speed telecommunications in remote areas.

(78) Míla was not formally excluded from participating in the tender procedure but it did not make use of the 
opportunity available to it to submit a bid. In this regard, Míla has stated that it did not have a motive to 
submit a bid, as it already had sufficient capacity on its own fibres.

(79) On the other hand, according to the complainant (Míla), the Icelandic Government sacrificed significant reve­
nue by, in its view, both effectively excluding Míla from the tender process and by setting out a low minimum 
price for the rent of the fibres in the invitation to tender. Furthermore, according to the complainant, the Ice­
landic authorities: ‘should have been aware that there were only two “real” potential bidders for the fibres, and 
they would, knowing that themselves, only bid the minimum or an amount around that figure.’.

(80) There are therefore conflicting views in the case at hand. The Icelandic authorities maintain that normal public 
procurement rules were followed, that the invitation to tender was well-publicised and that participation was 
open to all parties meeting the general, financial and technical requirements. They submit that the criteria for 
selecting bids were applied to all potential bidders in the same way. In this way, equal treatment and fair com­
petition was ensured. The complainant, on the other hand, maintains that the method of selection laid down in 
the tender was flawed and that the price or leasing charge criterion was accorded an insignificant weight 
(15 %). Therefore, according to the complainant, it cannot be ruled out that bids with higher rental prices could 
have been received, or that other bidders would have participated in the tender, had the award criteria been 
designed in a different manner.

(81) The EFTA Court in Case E-1/13 held that the award criteria other than price appeared to reflect public policy 
or regulatory considerations, which a private investor would not consider to be relevant, as the tender proce­
dure in question did not use price or leasing charge as a sole or main award criterion.

(82) According to the information provided by the Icelandic authorities, Míla was, at the time of the invitation to 
tender, the only operator in the relevant market. Accordingly, the points awarded for stimulation of competition 
were not available to that operator. They were, on the other hand, automatically awarded to other potential 
operators. The preliminary view of the Authority is therefore that the criterion on stimulation of competition 
favoured the entry of new market players, and that at the same time, it was to the disadvantage of the incum­
bent operator.

(83) The private vendor test sets the principle that as a main rule the market price corresponds to the highest price 
which a private operator acting under normal competitive conditions is ready to pay. However, this principle is 
not without exception. The possible exceptions relate, firstly, to instances where it can be established that the 
offer in question is not binding or credible, or not comparable to a lower offer. Secondly, as stated in the Land 
Burgenland case, paragraph 94, the presumption is subject to the reservation that ‘the consideration of

(1) See Table 1 above.
(2) See paragraph (70).

16.10.2014 DE Amtsblatt der Europäischen Union C 366/17



economic factors other than the price is not justified.’ An example of such an exception can be found in Case 
T-244/08, Konsum Nord v Commission, where the General Court annulled a decision of the Commission in 
which it had found that a municipality in Sweden had granted incompatible aid to a supermarket chain by 
selling it a piece of land at a price below the price offered by its competitor (1). This case-law is admittedly not 
directly applicable to the case at hand, given that Míla did not submit a bid. As has been explained above, the 
background to the award criteria in the present case, in particular the disputed criterion on promotion of com­
petition, was the monopolistic feature of the relevant market, which was dominated by the incumbent provider, 
Míla. However, the Authority questions in the present case whether there are particular factors or special cir­
cumstances other than price that could render it justifiable with respect to the concept of State aid to include 
award criteria that are to the disadvantage of certain potential bidders and might entail a risk that higher offers 
are not received. Should the Icelandic authorities hold a different view, they are invited to comment.

(84) The Authority observes that when establishing a market price, the tender procedure must give rise to a suffi­
cient level of competition to be qualified as a competitive tender process. As can be seen in Table 2, five bids 
were received from four independent undertakings, but the rental prices offered by the contestants were similar 
(ISK 19 150 000-24 006 900 per year). Nevertheless, the two bids that were accepted (from Fjarski and 
Vodafone) did not include the highest price offered, and Vodafone scored the second highest points with its bid 
despite offering the lowest price. This gives an indication of Vodafone's performance with respect to the other 
selection criteria that were not explicitly price-related. It would therefore appear that the criteria established by 
the Icelandic authorities also reflected public policy or regulatory considerations. At present the Authority 
accordingly has doubts as to whether the award criteria were sufficiently well-suited to obtain the market price 
for the lease of the fibres. In particular, the evaluation of bids appears to have been partly based on criteria 
which a similarly situated private operator may not have considered relevant when tendering out the lease for 
such facilities.

(85) Bearing in mind the above, the Authority has doubts regarding the tender procedure, especially how the award 
criteria were determined and applied. Accordingly, the Authority is not at this stage convinced that the tender 
procedure, with the disputed selection criteria, provided a reliable proxy for establishing a market price. There­
fore, the Authority has doubts as to whether the Icelandic authorities acted as a private vendor would have 
done when establishing a tender to award a contract for the lease of the fibres.

(86) In view of the above, the Authority has doubts whether the contract between the Icelandic Defence Agency and 
Vodafone for the lease by the latter of an optical fibre was concluded on market terms and cannot exclude that 
an advantage may have been granted in favour of Vodafone. Accordingly, the Icelandic authorities are requested 
to comment on these issues and submit the relevant evidence.

(87) If the Icelandic authorities take the view that the selection criteria other than price appear to reflect public 
policy and regulatory considerations and ‘… do not appear to be criteria that a similarly situated private opera­
tor would consider relevant when tendering out a lease’ (2), they are requested to submit an independent expert 
evaluation of the market price of the rental charge that is consistent with the State aid provisions of the EEA 
Agreement (3).

1.4. Selectivity

(88) In order for a measure to involve State aid it must be selective, in that it favours ‘certain undertakings or the 
production of certain goods’. The contested contract is made between the Icelandic Defence Agency and Vodafone 
(Og fjarskipti). Thus, Vodafone is the only potential beneficiary. Other telecommunication companies have not 
concluded similar contracts with the Icelandic State. Accordingly, the alleged advantage under assessment in this 
Decision would be a selective advantage, as it only concerns one particular undertaking.

(89) It is therefore the Authority's preliminary view that it cannot be excluded that a selective economic advantage 
was granted to Vodafone.

(1) Judgment of the General Court in Case T-244/08, Konsum Nord ekonomisk förening v European Commission (not yet reported). In January 
2008, the Commission found in Decision No 2008/366/EC that the transaction in which Konsum Jämtland,  a  supermarket  chain, 
bought a piece of land for a new supermarket from the municipality of Jämtland in the village of Åre, constituted unlawful State aid 
contrary to Article 107(1) of the Treaty on the Functioning of the European Union. The municipality of Jämtland sold the property to 
Konsum Jämtland in October 2005, for an amount of SEK 2 million, despite the fact that a competitor of Konsum Jämtland, Lidl, had 
offered to pay SEK 6,6 million for the property. The Decision was appealed and in December 2011 the General Court issued a judgment 
in which it found that the Decision should be annulled. The General Court stated that the Commission made an error of assessment 
when it found that the higher bid from Lidl was comparable with the price ultimately paid for the property. It thus found that the price 
paid in the actual transaction should be given preference, considering that it established a market value and that it was incorrect that the 
market value should be established based solely on the higher bid without considering the particular circumstances invoked by the 
Swedish authorities.

(2) Paragraph 99 in the EFTA Court's judgment in Case E-1/13.
(3) See the Authority's State aid Guidelines on State aid elements in sales of land and buildings by public Authorities,  available on the 

Authority's website at: http://www.eftasurv.int/state-aid/legal-framework/state-aid-guidelines/
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1.5. Distortion of competition and effect on trade between Contracting Parties

(90) In order to qualify as State aid within the meaning of its Article 61(1), the measure must be liable to distort 
competition and affect trade between the Contracting Parties to the EEA Agreement. According to settled case-
law, the mere fact that a measure strengthens the position of an undertaking compared with other undertakings 
competing in intra-EEA trade is considered to be sufficient in order to conclude that the measure is likely to 
distort competition and affect trade between the Contracting Parties (1).

(91) In the present case, the parties disagree on the question of distortion of competition. The complainant takes the 
view that as a result of the tender procedure followed by the Icelandic authorities, and the rental charge agreed 
with Vodafone below the level of ‘full costs’ as known by the complainant as an owner and operator of parallel 
fibres, competition in the relevant market was distorted. The Icelandic State, on the other hand, considers that 
a measure ensuring the entry of a new market participant to a market with only one player cannot by defini­
tion involve a distortion of competition, as there was no existing competition on the relevant market before the 
tender. Competition in the relevant market has therefore not changed for the worse as a result of the tender. On 
the contrary, according to the Icelandic authorities, competition has been promoted.

(92) The Authority is not obliged to establish the real effects of the aid on the market, but is only required to show 
that the aid is liable to distort competition and affect trade, indeed ‘where State financial aid strengthens the 
position of an undertaking as compared with other undertakings competing in intra-Community trade, the 
latter must be regarded as affected by the aid’ (2), irrespective of whether or not it was in a dominant market 
position. Public support is liable to distort competition even if it does not help the recipient undertaking to 
expand and gain market shares. It is sufficient that the aid allows it to maintain a stronger competitive position 
than it would have had if the aid had not been provided.

(93) Finally, according to established case-law, there is no threshold or percentage below which it may be considered 
that trade between Contracting Parties is not affected. The relatively small amount of aid or the relatively small 
size of the undertaking which receives it does thus not as such exclude the possibility that trade between Con­
tracting Parties might be affected (3). The fact that Vodafone Iceland is relatively small on the EEA telecommuni­
cation market therefore does not rule out a distortion of competition, or the threat thereof. As previously 
noted, the Authority has doubts whether the tender procedure in this case could be considered to provide 
a reliable proxy for establishing that the lease was in line with market conditions and that a market price was 
paid for the lease of the fibre. Moreover, Vodafone would operate its broadband network infrastructure in 
a market which can be entered directly or through financial evolvement by participants from other EEA States.

(94) The Authority therefore has doubts as to whether it can be excluded that the measure is liable to distort com­
petition and affect trade within the EEA. The Icelandic authorities are invited to comment and submit relevant 
evidence on these points.

1.6. Conclusion on the presence of State aid

(95) With reference to the above considerations the Authority cannot, at this stage and based on its preliminary 
assessment, exclude that the measure under assessment may involve State aid within the meaning of 
Article 61(1) of the EEA Agreement. Under these conditions, it is thus necessary to consider whether the meas­
ure can be found to be compatible with the functioning of the EEA Agreement.

2. Procedural requirements

(96) Pursuant to Article 1(3) of Part I of Protocol 3, ‘the EFTA Surveillance Authority shall be informed, in sufficient 
time to enable it to submit its comments, of any plans to grant or alter aid (…). The State concerned shall not 
put its proposed measures into effect until the procedure has resulted in a final decision’.

(97) The Icelandic authorities did not notify to the Authority the lease of the optical fibre to Vodafone. Moreover, 
the Icelandic authorities have, by concluding an agreement with Vodafone for the lease of the fibre, put the 
measure into effect before the Authority has adopted a final decision. The Authority therefore concludes that 
the Icelandic authorities have not respected their obligations pursuant to Article 1(3) of Part I of Protocol 3. 
The granting of any aid involved might therefore be unlawful.

3. Assessment of compatibility

(98) Support measures caught by Article 61(1) of the EEA Agreement are generally incompatible with the function­
ing of the EEA Agreement, unless they qualify for a derogation under Article 61(2) or (3) or Article 59(2) of 
the EEA Agreement.

(1) Case E-6/98 Norway v EFTA Surveillance Authority [1999] Ct. Rep. 76, paragraph 59; Case 730/79 Philip Morris v Commission [1980] ECR 
2671, paragraph 11, where it is stated that ‘When State financial aid strengthens the position of an undertaking compared with other undertakings 
competing in intra-Community trade the latter must be regarded as affected by that aid’.

(2) Case T-288/07 Friulia Venezia Giulia [2001] ECR II-1619, paragraph 41.
(3) See Case T-55/99 CETL [2000] ECR II-3207, paragraph 89 and Case C-280/00 Altmark Trans [2003] ECR I-7747, paragraph 81.
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(99) The derogation in Article 61(2) of the EEA Agreement is not applicable to the aid in question, which is not 
designed to achieve any of the aims listed in this provision.

(100) On the basis of Article 61(3)(c) of the EEA Agreement ‘aid to facilitate the development of certain economic 
activities or of certain economic areas’ may be considered to be compatible with the functioning of the EEA 
Agreement, where such aid does not affect trading conditions and competition in the EEA to the extent that is 
considered to be contrary to the common interest.

(101) However, the Icelandic authorities have not at this stage put forward sufficient arguments demonstrating that 
the potential State aid involved could be considered compatible with Article 61(3) of the EEA Agreement. The 
Icelandic authorities have referred to the objective of the measure to increase public broadband access in assis­
ted areas, but have provided no further evidence to justify such arguments. Nevertheless, for the purpose of 
analogy, the Authority can recall the principles of compatibility in the current Broadband guidelines (1). Para­
graph 74 of the guidelines sets out the necessary conditions that must be fulfilled in order to demonstrate the 
proportionality of the measure in question. These include, in paragraph 74(c), the use of a competitive selection 
process and, in paragraph 74(d), the selection of the most economically advantageous offer. Provided all rele­
vant conditions are met, the measure may be found to be compatible with the functioning of the EEA 
Agreement.

(102) The Icelandic authorities have also submitted that if the Authority were to view the lease of the fibres to consti­
tute State aid, then it would qualify as a compensation for a service of general economic interest under 
Article 59(2) of the EEA Agreement. However, based on the information at hand the Authority cannot at this 
stage conclude on the compatibility of the measure on this basis. The Authority therefore invites the Icelandic 
authorities to provide further information in that regard.

(103) Consequently, following its preliminary assessment, the Authority has doubts at this stage as to whether the 
lease of the optical fibres is compatible with the EEA Agreement under Article 61(3)(c) thereof. The Authority 
therefore invites the Icelandic authorities to provide arguments and evidence to demonstrate that the lease 
could be considered to be compatible with Article 61 of the EEA Agreement.

4. Opening of the formal investigation procedure

(104) Based on the information submitted by the complainant and the Icelandic authorities, the Authority, after car­
rying out the preliminary assessment, cannot exclude the possibility that the measure under assessment consti­
tutes State aid within the meaning of Article 61(1) of the EEA Agreement. Furthermore, for the reasons set out 
above, the Authority has doubts as regards the compatibility of the potential State aid with the functioning of 
the EEA Agreement.

(105) Consequently, and in accordance Article 4(4) of Part II of Protocol 3, the Authority is obliged to initiate the 
formal investigation procedure provided for in Article 1(2) of Part I of Protocol 3.

(106) The decision to open a formal investigation procedure is without prejudice to the final decision of the Author­
ity, which may conclude that the measure in question is compatible with the functioning of the EEA Agree­
ment, or that it does not constitute State aid.

(107) Accordingly, the Authority, acting under the procedure laid down in Article 1(2) of Part I of Protocol 3, invites 
the Icelandic authorities to submit their comments within one month of the date of receipt of this Decision.

(108) The Authority requests the Icelandic authorities to provide, within one month of receipt of this decision, all 
documents, information and data needed for assessment of the compatibility with the EEA Agreement of the 
lease of the optical fibre to Vodafone.

(109) The opening of the procedure will also enable interested third parties to comment on the questions raised and 
on the impact of the project on relevant markets.

(110) The Authority requests the Icelandic authorities to forward a copy of this decision to the potential aid recipient 
of the aid immediately.

(111) The Authority must remind the Icelandic authorities that, according to Article 14 of Part II of Protocol 3, any 
incompatible aid unlawfully granted to the beneficiaries will have to be recovered, unless (exceptionally) this 
recovery would be contrary to a general principle of EEA law.

(112) Attention is drawn to the fact that the Authority will inform interested parties by publishing this Decision and 
a meaningful summary of it in the Official Journal of the European Union. It will also inform interested parties, by 
publication of a notice in the EEA Supplement to the Official Journal of the European Union. All interested parties 
will be invited to submit their comments within one month of the date of such publication,

(1) See the Authority's State aid Guidelines, the Application of State aid rules in relation to rapid deployment of broadband networks, avail­
able on the Authority's website at: http://www.eftasurv.int/state-aid/legal-framework/state-aid-guidelines/
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HAS ADOPTED THIS DECISION:

Article 1

The contract concluded on 1 February 2010 by the Icelandic Defence Agency with Og fjarskipti (Vodafone Iceland) for 
the lease by the latter of an optical fibre previously operated on behalf of NATO may involve State aid within the mean­
ing of Article 61(1) of the EEA Agreement.

Article 2

The formal investigation procedure provided for in Article 1(2) of Part I and Article 4(4) of Part II of Protocol 3 is 
opened into the aid referred to in Article 1 of this Decision.

Article 3

The Icelandic authorities are invited, pursuant to Article 6(1) of Part II of Protocol 3, to submit their comments on the 
opening of the formal investigation procedure within one month from the notification of this Decision.

Article 4

The Icelandic authorities are requested to provide within one month from notification of this Decision, all documents, 
information and data needed for assessment of the compatibility of the aid measure.

Article 5

This Decision is addressed to Iceland.

Article 6

Only the English language version of this Decision is authentic.

Decision made in Brussels, on 16 July 2014.

For the EFTA Surveillance Authority

Oda Helen SLETNES

President

Helga JÓNSDÓTTIR

College Member
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V

(Bekanntmachungen)

VERWALTUNGSVERFAHREN

EUROPÄISCHES AMT FÜR PERSONALAUSWAHL (EPSO)

BEKANNTMACHUNG ALLGEMEINER AUSWAHLVERFAHREN

(2014/C 366/06)

Das Europäische Amt für Personalauswahl (EPSO) führt folgende allgemeine Auswahlverfahren durch:

EPSO/AD/288/14 — RECHTS- UND SPRACHSACHVERSTÄNDIGE (AD 7) FÜR DIE FINNISCHE SPRACHE (FI)

EPSO/AD/289/14 — RECHTS- UND SPRACHSACHVERSTÄNDIGE (AD 7) FÜR DIE FRANZÖSISCHE SPRACHE (FR)

EPSO/AD/290/14 — RECHTS- UND SPRACHSACHVERSTÄNDIGE (AD 7) FÜR DIE PORTUGIESISCHE SPRACHE (PT)

EPSO/AD/291/14 — RECHTS- UND SPRACHSACHVERSTÄNDIGE (AD 7) FÜR DIE RUMÄNISCHE SPRACHE (RO)

EPSO/AD/292/14 — RECHTS- UND SPRACHSACHVERSTÄNDIGE (AD 7) FÜR DIE SLOWAKISCHE SPRACHE (SK)

Die Bekanntmachung des Auswahlverfahrens wird in 24 Sprachen im Amtsblatt C 366 A vom 16. Oktober 2014 
veröffentlicht.

Weitere Informationen finden Sie im EPSO-Blog: http://blogs.ec.europa.eu/eu-careers.info/de
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VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK

EUROPÄISCHE KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache M.7342 — Alcoa/Firth Rixson)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2014/C 366/07)

1. Am 8. Oktober 2014 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen Alcoa 
Inc. („Alcoa“, USA) erwirbt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung durch Erwerb 
von Anteilen die Kontrolle über die Gesamtheit des Unternehmens Firth Rixson (Vereinigtes Königreich). Dieser Zusam­
menschluss wurde bereits am 11. September 2014 bei der Kommission angemeldet, jedoch am 8. Oktober 2014 
zurückgezogen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Alcoa: Entwicklung und Herstellung von Leichtmetallen, etwa Aluminium-, Titan-, Nickel-und Cobaltprodukten für 
Anwendungen u. a. in den Bereichen Luft- und Raumfahrt, Kfz-Industrie und Stromerzeugung;

— Firth Rixson: Herstellung von bearbeiteten Produkten, darunter Spezialmetalle, nahtlose gewalzte und abbrenns­
tumpfgeschweißte Ringe, Scheiben, Gesenk- und Freiformschmiedestücke und Strangpressprofile für Anwendungen 
u. a. in den Bereichen Luft- und Raumfahrt, Stromerzeugung sowie Öl- und Gasindustrie.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter die Fusions­
kontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich vor.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach dieser Veröffentlichung eingehen. Sie können 
der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens M.7342 — Alcoa/Firth Rixson per Fax (+32  22964301), per E-Mail 
(COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIË

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 („Fusionskontrollverordnung“).
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